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Satzung der Landeshauptstadt München  
über die Entschädigung für die ehrenamtliche Tätigkeit 
als Mitglied im Betroffenenbeirat zur Aufarbeitung  
der Missstände bei der Unterbringung von Kindern  
durch die Landeshauptstadt München

vom 3. Juni 2022

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 20 a 
und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 
(GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 09.03.2021 (GVBl. S. 74), folgende Satzung:

§ 1 Entschädigung und Ersatzleistungen

(1) �Die Entschädigung (Art. 20 a Abs. 1 Satz 2 GO) der ehren-
amtlichen Mitglieder des Betroffenenbeirats zur Unterstüt-
zung der Aufarbeitung der Missstände bei der Unterbrin
gung von Kindern durch die Landeshauptstadt München 
für die Tätigkeit in dem Betroffenenbeirat beträgt je Sitzung, 
inklusive Vor- und Nachbereitung, pauschal  200,00 Euro. 
Für die Teilnahme an Sitzungen von durch den Betroffe-
nenbeirat gebildeten Arbeitsgruppen und Unterarbeits-
gruppen beträgt die Entschädigung pauschal 100,00 Euro.

(2) �Die*der Vorsitzende des Betroffenenbeirats erhält zusätz-
lich eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 
200,00 Euro. Die*der stellvertretende Vorsitzende des Be-
troffenenbeirats erhält zusätzlich eine monatliche Aufwands-
entschädigung in Höhe von 100,00 Euro.

(3) �Mitglieder des Betroffenenbeirats, die Arbeitnehmer*innen 
sind, haben daneben Anspruch auf den durch die Teilnahme 
an Sitzungen entstandenen Verdienstausfall. Selbständige 
Mitglieder des Betroffenenbeirats erhalten auf Antrag eine 
pauschalierte Verdienstausfallentschädigung in Höhe der 
für selbständige ehrenamtliche Stadtratsmitglieder nach 
der Hauptsatzung geregelten Verdienstausfallentschädi-
gung. Auf die Verdienstausfallentschädigung kann verzich-
tet werden.

(4) �Die im Zusammenhang mit der Teilnahme an den Sitzun-
gen zwingend erforderlichen Kosten der An- und Abreise 
sowie unvermeidbare Übernachtungskosten werden auf 
Antrag in angemessenem Umfang erstattet, ebenso die 
Kosten für eine notwendige Kinderbetreuung.

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 18.05.2022 beschlossen.

München, 3. Juni 2022	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Satzung der Landeshauptstadt München  
über die Entschädigung für die ehrenamtliche Tätigkeit  
in der Expert*innenkommission zur Aufarbeitung  
der Missstände bei der Unterbringung von Kindern  
durch die Landeshauptstadt München

vom 3. Juni 2022

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 20 a 
und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 
(GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 09.03.2021 (GVBl. S. 74), folgende Satzung:

§ 1 Entschädigung und Ersatzleistungen

(1) �Die Entschädigung (Art. 20 a Abs. 1 Satz 2 GO) der ehren-
amtlichen Mitglieder der Expert*innenkommission zur Auf-
arbeitung der Missstände bei der Unterbringung von Kin-
dern durch die Landeshauptstadt München für die Tätigkeit 
in der Kommission beträgt je Sitzung, inklusive Vor- und 
Nachbereitung, pauschal 200,00 Euro. Für die Teilnahme an 
Sitzungen von durch die Kommission gebildeten Arbeits-
gruppen und Unterarbeitsgruppen beträgt die Entschädi-
gung pauschal 100,00 Euro.

(2) �Die*der Vorsitzende der Kommission erhält zusätzlich eine 
monatliche Aufwandsentschädigung von 200,00 Euro. 
Die*der stellvertretende Vorsitzende der Kommission erhält 
zusätzlich eine monatliche Aufwandsentschädigung von 
100,00 Euro.

(3) �Kommissionsmitglieder, die Arbeitnehmer*innen sind, ha-
ben daneben Anspruch auf den durch die Teilnahme an 
Sitzungen entstandenen nachgewiesenen Verdienstausfall. 
Selbständige Kommissionsmitglieder erhalten auf Antrag 
eine pauschalierte Verdienstausfallentschädigung in Höhe 
der für selbständige ehrenamtliche Stadtratsmitglieder 
nach der Hauptsatzung geregelten Verdienstausfallent-
schädigung. Auf die Verdienstausfallentschädigung kann 
verzichtet werden.

(4) �Die im Zusammenhang mit der Teilnahme an den Sitzun-
gen zwingend erforderlichen Kosten der An- und Abreise 
sowie unvermeidbare Übernachtungskosten werden auf 
Antrag in angemessenem Umfang erstattet, ebenso die 
Kosten für eine notwendige Kinderbetreuung.

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.11.2021 in Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 18.05.2022 beschlossen.

München, 3. Juni 2022	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister
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Nachrichtliche Veröffentlichung einer Allgemeinverfü-
gung zu der Bekanntmachung vom 02.06.2022 durch  
Veröffentlichung im Internet (www.muenchen.de),  
in Rundfunk und Presse im Amtsblatt  
der Landeshauptstadt München vom 20. Juni 2022

Vollzug des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes 
(LStVG); Sicherheitsrechtliche Allgemeinverfügung  
„Glasbehältnisse in Bereichen der Innenstadt“

Die Landeshauptstadt München – Kreisverwaltungs
referat – erlässt folgende

Allgemeinverfügung

1. �In der Zeit von 06.06.2022, ab 14:00 Uhr, bis 07.06.2022 um 
24:00 Uhr sind das Mitführen und die Benutzung von Glas-
behältnissen (z. B. Flaschen und Gläser) auf den nachfol-
gend näher definierten Bereichen mit Ausnahme der dort 
befindlichen gastronomischen Außenflächen während der 
jeweiligen Öffnungszeiten untersagt:

– Karlsplatz (Stachus)
– �Kaufingerstraße sowie Ettstraße entlang des Anwesens 

Neuhauser Straße 2 
– �Marienplatz, die Weinstraße 1 – 9, Landschaftsstraße inklu-

sive der beiden Abgänge zu U- und S-Bahn, die Diener-
straße ab Marienplatz bis einschließlich Hausnummer 15

– �Rosenstraße
– �Tal von Marienplatz bis Isartor
– �Viktualienmarkt

Das Mitführ- und Benutzungsverbot von Glasbehältnissen 
gilt nicht für Personen, welche Glasbehältnisse mit sich füh-
ren, um diese zu einer Wohnung oder Betriebsstätte inner-
halb des räumlichen Geltungsbereichs dieser Allgemeinver-
fügung bzw. von einer Wohnung oder Betriebsstätte in einen 
Bereich außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches dieser 
Allgemeinverfügung zu transportieren. Ebenso ist das Mit-
führen von Glasbehältnissen durch den Lieferservice gestat-
tet, sofern die Lieferadresse außerhalb des Verbotsbereiches 
liegt oder die Lieferung an eine Privatwohnung oder eine Be-
triebsstätte in dem Verbotsbereich erfolgt.

2. �Der genaue räumliche Umgriff des Mitführ- und Benut-
zungsverbotes von Glasbehältnissen aus Ziffer 1 ergibt sich 
aus der Anlage, welche Bestandteil dieser Allgemeinverfü-
gung ist.

3. Die sofortige Vollziehung der Ziffer 1 wird angeordnet.

4. �Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß Art. 41 Abs. 4 BayV-
wVfG am 02.06.2022 ab 20:00 Uhr durch Veröffentlichung 
im Internet (www.muenchen.de), in Rundfunk und Presse 
als bekannt gegeben und ist ab dem 06.06.2022, 0.00 Uhr, 
wirksam. 

Hinweise

1. �Die Allgemeinverfügung und ihre Begründung können im 
Kreisverwaltungsreferat, Dienstgebäude Ruppertstraße 11, 
Raum 24.109, 80337 München nach vorheriger Terminver-
einbarung eingesehen werden und sind auf der städtischen 
Internetseite unter www.muenchen.de abrufbar.

2. �Ordnungswidrig im Sinne des Art. 23 Abs. 3 LStVG handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die unter Ziffer 1 fest-
gelegte Anordnung verstößt. Die Ordnungswidrigkeit kann 
gemäß § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
(OWiG) mit einer Geldbuße bis zu tausend Euro geahndet 
werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines  
Monats nach der Bekanntgabe Klage erhoben werden bei 
dem Bayerischen Verwaltungsgericht München.

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

a) Schriftlich an oder zur Niederschrift bei 
	 Bayerisches Verwaltungsgericht München
	 Postanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
	 Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München 

b) �Elektronisch nach Maßgabe der Bedingungen, die der  
Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit  
www.vgh.bayern.de zu entnehmen sind. 

Hinweise:
– �Die Klageerhebung per einfacher E-Mail ist nicht zugelas-

sen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!
– �Seit 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Perso-

nenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Weiterer Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 02. Juni 2022	 Kreisverwaltungsreferat
		  Mickisch
		  Stadtdirektor
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Örtliche Bestimmung des Geltungsbereiches der Sicherheitsrechtlichen Allgemeinverfügung 
„Glasbehältnisse in Bereichen der Innenstadt“ für den Karlsplatz (Stachus), die Neuhauser Straße, den Marienplatz 
einschließlich Weinstraße, Landschaftsstraße, Dienerstraße, Rosenstraße, Tal bis Isartor und Viktualienmarkt

   Seite 1

Anlage 
Örtliche Bestimmung des Geltungsbereiches der Sicherheitsrechtlichen Allgemeinverfügung 
„Glasbehältnisse in Bereichen der Innenstadt“ für den Karlsplatz (Stachus), die Neuhauser Straße, den Marienplatz 
einschließlich Weinstraße, Landschaftsstraße, Dienerstraße, Rosenstraße, Tal bis Isartor und Viktualienmarkt

Der Bereich umschließt den Marienplatz, die Dienerstraße ab 
Marienplatz bis einschließlich Hausnummer 15, die Land-
schaftstraße inklusive der beiden Abgänge zu U- und S-Bahn, 
die Weinstraße 1 – 9. 

Der Bereich umfasst die Rosenstraße, Kaufingerstraße, die 
Ettstraße entlang des Anwesens Neuhauser Straße 2 und den 
Karlsplatz ab Neuhauser Straße bis zur nördlichen Gehsteig-
grenze zwischen den Anwesen Karlsplatz 7 und Karlsplatz  
11 – 12.

Der Bereich umfasst die Westenriederstraße bis zur Kreuzung 
Viktualienmarkt, Viktualienmarkt, Dreifaltigkeitsplatz, Heilig-
Geist-Straße, Prälat-Miller-Weg. Der Bereich verläuft weiter 
über Viktualienmarkt zur Kreuzung Tal / Sparkassenstraße 
und entlang des Objektes Marienplatz 15 zur Kreuzung Burg-
straße. Der Bereich umfasst zudem im Tal (im Bereich der 
Hausnummern 1 bis 48). 

Alle genannten Straßen werden – soweit nicht anders aufge-
führt – beidseitig inklusive der Gehwege bis zur Hauswand  
erfasst.
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Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheides  
gem. Art. 71 Satz 4 i.V.m. Art. 66
Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Leopoldstr. 130 – 132 / Potsdamer Str. 14 – 20 / 
Germaniastr. 23
Gemarkung Schwabing / Flurnr. 909, 909/8 und 909/10 / 
Stadtbezirk: 12
Neubau einer Hotelanlage mit Tiefgarage und einer 
Wohnanlage mit Tiefgarage – VORBESCHEID  
(Leopoldstr. 130 – 132 /  
Potsdamer Str. 14 – 20 / Germaniastr. 23)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 27.05.2022, Az. 1.7-2021-23879-41, wurde der 
Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 909, Fl.Nr.: 909/8 und Fl.Nr.: 909/10, die 
dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 71 
Satz 4 i.V.m. Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Vor-
bescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten
Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern 
befinden, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 71 Satz 4 i.V.m. Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können sich über das Vorbescheidsverfahren 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbaukommission, 
Blumenstraße 19, Zimmer 540 informieren. Wenden Sie sich
dazu bitte an die E-Mailadresse plan.ha4-41@muenchen.de 
bzw. Telefonnummer 233 – 22467.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München,
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen!

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 30. Mai 2022	 Referat für Stadtplanung 
		  und Bauordnung
		  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Roßmarkt 8
Gemarkung München 1 / Flurnr. 884/0 / Stadtbezirk: 1
Umbau, Ausbau und Modernisierung eines Wohn- und 
Geschäftshauses (DG-Ausbau zu 2 WE, Einbau eines  
Personenaufzugs, Fassadenkonstruktion im EG  
entsprechend dem ursprünglichen Zustand,  
Renovierung KG und energetische Fenstersanierung) –  
GENEHMIGUNGSVERLÄNGERUNG

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 31.05.2022, Az. 1.23-2022-6963-21, wurde die 
Geltungsdauer der Baugenehmigung für das oben genannte 
Vorhaben verlängert.

Den Nachbarn Fl.Nr.: Fl.Nr. 883, Fl.Nr. 886, Fl.Nr. 887, Fl.Nr. 
888 und Fl.Nr. 891, die dem Vorhaben nicht zugestimmt ha-
ben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des 
Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die 
vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit-
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-21@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 21544.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.
 

München, 31. Mai 2022	 Referat für Stadtplanung 
		  und Bauordnung
		  HA IV - Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Grillparzerstr. 35
Gemarkung Sektion IX / Flurnr. 17711/13 / Stadtbezirk: 5
Umnutzung einer Einheit (Laden mit Wohnen)  
zu 2 getrennten Einheiten Wohnen und Laden

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 01.06.2022, Az. 1.2-2021-19794-21, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen/Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 17711/12, 17711/14 und 17711/15, die 
dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befin-
den, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 124, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-21@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 24531.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München  
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.
 

München, 01. Juni 2022	 Referat für Stadtplanung 
		  und Bauordnung
		  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Änderungsgenehmi-
gung gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Am Mitterfeld
Gemarkung: Trudering; Flurnr.: 19/191; Stadtbezirk: 15.
Vorhaben: Neubau eines Mehrfamilienhauses mit 9 
Wohneinheiten und Tiefgarage

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 02.06.2022, Az. 1.23-2022-4916-32, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Be-
dingungen, Auflagen, Befreiungen und einer Abweichung er-
teilt. 

Nachbarbeteiligung:
Die Zustellung der Baugenehmigung an die Nachbarn nach 
Art. 66 Abs. 1 Satz 6 BayBO wird aufgrund der Vielzahl der 
Beteiligten gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO durch öffentli-
che Bekanntmachung ersetzt. Die Nachbarn haben die Mög-
lichkeit entsprechend der Rechtsbehelfsbelehrung gegen den 
Bescheid Klage einzulegen.

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 338, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-32@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 24436.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.
 

München, 24. Mai 2022	 Referat für Stadtplanung 
		  und Bauordnung
		  HA IV - Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Graf-Konrad-Str. 22 – 26
Gemarkung Milbertshofen, Flurnr. 69/56, Stadtbezirk: 11
Sanierung einer Tiefgaragen-Decke und eines Tiefgaragen-
Innenraums einer Wohnanlage

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 2.6.2022, Az. 6024-1.2-2022-5859-41, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 69/27, Fl.Nr.: 69/28, Fl.Nr.: 69/59  und 
Fl.Nr.: 69/64, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorge-
nannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen-
tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. 

Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66 
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 538, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-41@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 24025.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.
 

München, 02. Juni 2022	 Referat für Stadtplanung 
		  und Bauordnung
		  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Waldfriedhofstr. 92 - 94
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Sektion V / 9074/6 / 7
Quartierszentrum mit Einzelhandel, Verwaltungsnutzun-
gen und Tiefgarage – VORBESCHEID / GENEHMIGUNGS-
VERLÄNGERUNG (Fürstenrieder Str. 247 – 249 /  
Waldfriedhofstr. 92 – 94)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 03.06.2022, Az. 1.7-2022-4676-23, wurde die 
Genehmigungsverlängerung des Vorbescheides für das oben 
genannte Vorhaben erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 9066/16, 9066/40, 9074/11, 9074/12, 
9074/16 und FL.Nr. 9074 die dem Vorhaben nicht zugestimmt 
haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des 
Genehmigungsverlängerung des Vorbescheides zuzustellen. 
Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum 
von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderli-
che Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. 
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66 
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 226, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-23@muenchen bzw. Telefonnummer 089 / 233 - 
24015.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.
 

München, 03. Juni 2022	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung
		  HA IV - Lokalbaukommission



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 17/2022

317

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Reitmorstr. 25
Gemarkung Sektion II /Flurnr. 2927/0 / Stadtbezirk: 1

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 02.06.2022, Az. 1.2-2021-12441-21, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen/Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 2920, 2921, 2924, 2970/4 und 2973, die 
dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befin-
den, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 124, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-21@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 24531.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.
 

München, 02. Juni 2022	 Referat für Stadtplanung 
		  und Bauordnung
		  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Josephspitalstr. 1
Gemarkung München 1 / Flurnr. 701/0 / Stadtbezirk: 1
Umbau Gewerbe EG/OG + Veränderung der Grundrisse 
1. –  4. OG/DG - Galerie + Rückbau Aufzug + Einbau eines 
neuen Aufzugs im Treppenhaus + neuer Müllraum im UG 
+ Neugestaltung Fenster + Anbringung eines WDVS   
(+ Zusammenlegung Wohnung DG mit 4.OG/Nord mit  
interner Treppe, Abbruch + Erneuerung Dachstuhl und 
Gauben, Neuerrichtung Decke über 4.OG) – TEKTUR zu 
1.2-2019-7928-21

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 07.06.2022, Az. 1.202-2022-696-21, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen/Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 699, 702, 704 und 735, die dem Vorha-
ben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO 
eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides zuzu-
stellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im Ei-
gentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die 
erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 124, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-21@muenchen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München  
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.
 

München, 07. Juni 2022	� Referat für Stadtplanung 
		  und Bauordnung
		  HA IV - Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheides  
gemäß Art. 71 Satz 4 i.V.m. Art. 66 
Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Murnauer Str. 262-268 und 274-276 /  
Zielstattstr. 54 – 56
Gemarkung Thalkirchen, Flurnr. 330/0, Stadtbezirk 19

Vorhaben: Neubau eines Wohnhauses (10 WE) mit Tiefgarage 
(64 Stpl.) – VORBESCHEID 

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 07.06.2022, Az. 6024-1.7-2021-24019-33, wur-
de der Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 332, die dem Vorhaben nicht zugestimmt 
haben, ist gemäß Art. 71 Satz 4 i.V.m. Art. 66 Abs. 1 BayBO 
eine Ausfertigung des Vorbescheides zuzustellen. Nachdem 
sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 
20 Miteigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt 
mit dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 71 Satz 4 i.V.m. Art. 66 
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Vorbescheidsverfahrens 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbaukommission, 
Blumenstraße 19, Zimmer 438, einsehen. Vereinbaren Sie 
dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse  
plan.ha4-33@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 24426.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 07. Juni 2022	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung
		  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Paul-Henri-Spaak-Str. 
Gemarkung: Trudering
Flurnrn.: 1710/0, 1710/4, 1710/10, 1711/3, 1706/3, 1708/3 
und 1711/4
Stadtbezirk: 15
Vorhaben: Errichten einer temporären Fußgängerbrücke 
über die A94  für die Open-Air Konzerte (23.07., 06.08., 
20.08., 27.08.2022) – befristet vom 29.06.2022 – 10.10.2022

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 07.06.2022, Az. 1.1-2022-2131-32 wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen erteilt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben,  
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Das Bauvorhaben ent-
spricht den öffentlich-rechtlichen Vorschriften, die im bauauf-
sichtlichen Verfahren zu prüfen sind, nachbarrechtlich 
geschützte Belange werden nicht beeinträchtigt; insbesondere 
werden keine Befreiungen oder Abweichungen erteilt, die 
nachbarrechtlich von Bedeutung sind.

Die Nachbarzustellung wird gemäß Art. 66 Abs. 1 Satz 4 BayBO 
in pflichtgemäßer Ermessensausübung aufgrund der großen 
Anzahl an Nachbarn (mehr als 20 Miteigentümer) entsprechend 
Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO durch öffentliche Bekanntma-
chung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München ersetzt. 
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt.

Die Nachbarn haben die Möglichkeit, entsprechend der 
Rechtsbehelfsbelehrung gegen den Bescheid Klage einzule-
gen.

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 338, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-32@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 24597.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.
 

München, 07. Juni 2022	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung
		  HA IV - Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Fürstenrieder Str.
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Sektion V / 9074/8 / 7
Errichtung eines Wohn- und Geschäftsgebäudes mit  
Einzelhandel, Verwaltungsnutzungen, Wohnen und TG 
(Fürstenrieder Str. 247 - 249 / Waldfriedhofstr. 92 – 94) / 
VORBESCHEID - GENEHMIGUNGSVERLÄNGERUNG

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 03.06.2022, Az. 1.7-2022-4677-23, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 9066/16, 9066/40,09074/11, 9074/12, 
9074/16 und Fl.Nr.: 9074, die dem Vorhaben nicht zugestimmt 
haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des 
Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die 
vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit-
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 226, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse  
plan.ha4-23@muenchen.de bzw. Telefonnummer 089 / 233 - 
24015.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München  
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.
 

München, 03. Juni 2022	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung
		  HA IV - Lokalbaukommission

Änderung des Flächennutzungsplans
mit integrierter Landschaftsplanung für den Bereich 
VI/30 Münchberger Straße (östlich), Kronacher Straße 
(südlich), BAB München – Salzburg (westlich), Fasan
gartenstraße (nördlich)

Die vom Stadtrat der Landeshauptstadt München am 
15.12.2021 beschlossene Änderung des Flächennutzungspla-
nes mit integrierter Landschaftsplanung für den Bereich VI/30
Münchberger Straße (östlich), Kronacher Straße (südlich), BAB 
München - Salzburg (westlich), Fasangartenstraße (nördlich) – 
wurde mit Hinweisen von der Regierung von Oberbayern mit 
Bescheid vom 18.05.2022 - Az. 4621.34_14-2 – gemäß § 6 
des Baugesetzbuches genehmigt. 

Die Änderung wird mit der Bekanntmachung gemäß § 6 Abs. 5 
des Baugesetzbuches wirksam.

Die Flächennutzungsplanänderung wird mit der Begründung 
und der Zusammenfassenden Erklärung vom Tag der Veröf-
fentlichung dieser Bekanntmachung an zur Einsicht beim  
Referat für Stadtplanung und Bauordnung – Hauptabteilung I, 
Blumenstraße 31 (Eingang Angertorstraße 2), III. Stock, Zim-
mer 325, während der Dienststunden (Montag mit Donnerstag 
von 9.30 bis 15.00 Uhr, Freitag von 9.30 bis 12.00 Uhr) bereit-
gehalten.
Außerhalb dieser Zeiträume können Termine zur Einsichtnah-
me für die Zeiten Montag mit Freitag ab 6.30 Uhr und bis 
20.00 Uhr vereinbart werden (Tel.: 233-22830). Auf Verlangen 
wird über den Inhalt der Flächennutzungsplanänderung Aus-
kunft gegeben.

Hinweis gemäß § 215 des Baugesetzbuches:

Unbeachtlich werden

1. �eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verlet-
zung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschrif-
ten,

2. �eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche 
Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebau-
ungsplans und des Flächennutzungsplans und

3. �nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
des Flächennutzungsplans schriftlich gegenüber der Gemein-
de unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sach-
verhalts geltend gemacht worden sind.

München, 31. Mai 2022	 Referat für Stadtplanung und 	
		  Bauordnung
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Bekanntmachung über den Jahresabschluss
der Münchner Stadtentwässerung
für das Wirtschaftsjahr 2020

Nach dem abschließenden Ergebnis der Prüfung durch den 
Wirtschaftsprüfer wurde der Münchner Stadtentwässerung 
der folgende uneingeschränkte Bestätigungsvermerk erteilt:

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN  
ABSCHLUSSPRÜFERS

An die Münchner Stadtentwässerung, München 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES  
JAHRESABSCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Münchner Stadtentwäs-
serung, München, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezem-
ber 2020 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirt-
schaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 sowie 
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- 
und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben 
wir den Lagebericht der Münchner Stadtentwässerung, Mün-
chen, für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. De-
zember 2020 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse

	– entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesent-
lichen Belangen den Vorschriften der Eigenbetriebsverord-
nung des Freistaates Bayern (EBV Bay) i.V.m. den einschlä-
gigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch
führung sowie der landesrechtlichen Vorschriften ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens- und Finanzlage des Eigenbetriebs zum 31. De-
zember 2020 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschafts-
jahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 und

	– vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein unter 
Beachtung der landesrechtlichen Vorschriften zutreffendes 
Bild von der Lage des Eigenbetriebs. In allen wesentlichen 
Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jah-
resabschluss, entspricht den Vorschriften des § 24 EBV 
Bay und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und Art. 107 
GO Bay sowie § 25 Abs. 2 EBV Bay unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Eigenbetrieb unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 
Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet 

sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahres
abschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der Werkleitung für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht

Die Werkleitung ist verantwortlich für die Aufstellung des  
Jahresabschlusses, der den Vorschriften der EBV Bay in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jah-
resabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung sowie der landesrechtlichen 
Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigen-
betriebs vermittelt. Ferner ist die Werkleitung verantwortlich 
für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit 
den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
als notwendig bestimmt hat, um die Aufstellung eines Jahres-
abschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – be-
absichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen 
ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist die Werkleitung 
dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weite-
ren hat sie die Verantwortung, Sachverhalte im Zusammen-
hang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern
einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist sie dafür verant-
wortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsat-
zes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, 
sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten 
entgegenstehen.

Außerdem ist die Werkleitung verantwortlich für die Aufstel-
lung des Lageberichts, der insgesamt ein unter Beachtung 
der landesrechtlichen Vorschriften zutreffendes Bild von der 
Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den 
Vorschriften des § 24 EBV Bay entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. 
Ferner ist die Werkleitung verantwortlich für die Vorkehrungen 
und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet 
hat, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstim-
mung mit den anzuwendenden Vorschriften der EBV Bay zu 
ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für 
die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des  
Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu  
erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesent-
lichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen  
Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein unter 
Beachtung der landesrechtlichen Vorschriften zutreffendes 
Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit 
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den Vorschriften des § 24 EBV Bay entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lage-
bericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und Art. 107 GO Bay sowie § 25 Abs. 2 EBV Bay unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Dar-
stellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus 
Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet wer-
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den könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts ge-
troffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten 
beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus 
und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

	– identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – 
beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellun-
gen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken 
durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs-
urteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche  
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen 
höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollstän-
digkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten können.

	– gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des 
Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und 
den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrun-
gen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, 
die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, je-
doch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 
dieser Systeme des Eigenbetriebs abzugeben.

	– beurteilen wir die Angemessenheit der von der Werkleitung 
angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von der Werkleitung dargestellten geschätz-
ten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

	– ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit 
des von der Werkleitung angewandten Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit  
sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, 
ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit 
Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf 
die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Anga-
ben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsver-
merks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse 
oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der 
Eigenbetrieb seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fort-
führen kann.

	– beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den 
Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben 
sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahres-
abschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung sowie der landesrechtlichen 
Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Eigenbetriebs vermittelt.

	– beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jah-
resabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von 
ihm vermittelte Bild von der Lage des Eigenbetriebs.

	– führen wir Prüfungshandlungen zu den von der Werkleitung 
dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnach-
weise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunfts-

orientierten Angaben von der Werkleitung zugrunde geleg-
ten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die 
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben 
aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu 
den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde 
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein er-
hebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abwei-
chen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen 
unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung 
der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die 
wir während unserer Prüfung feststellen.

SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE  
ANFORDERUNGEN

Erweiterung der Jahresabschlussprüfung gemäß Art. 107  
Abs. 3 Satz 2 GO Bay

Wir haben die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebs 
i.S.v. § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2020 geprüft. Gemäß § 7 Abs. 4 Nr. 2 
KommPrV Bay haben wir in dem Bestätigungsvermerk auf un-
sere Prüfung einzugehen.

Auf Basis unserer durchgeführten Prüfung sind wir zu der  
Auffassung gelangt, dass uns keine Sachverhalte bekannt ge-
worden sind, die zu wesentlichen Beanstandungen der wirt-
schaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebs Anlass geben.

Die Werkleitung ist verantwortlich für die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse des Eigenbetriebs sowie für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig erachtet 
hat.

Unsere Prüfung haben wir entsprechend dem IDW Prüfungs-
standard: Berichterstattung über die Erweiterung der Ab-
schlussprüfung nach § 53 HGrG (IDW PS 720), Fragenkreise 
11 bis 16, durchgeführt.

Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen ist es, an-
hand der Beantwortung der Fragen der Fragenkreise 11 bis 16 
zu würdigen, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse zu wesentli-
chen Beanstandungen Anlass geben. Dabei ist es nicht Auf-
gabe des Abschlussprüfers, die sachliche Zweckmäßigkeit 
der Entscheidungen der Werkleitung und die Geschäftspolitik 
zu beurteilen.“

München, den 29. April 2021

Deloitte GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

gez. Anton Schreitt	 gez. Markus Kraus
Wirtschaftsprüfer	 Wirtschaftsprüfer

Die Vollversammlung des Stadtrats der Landeshauptstadt 
München hat am 23. März 2022 den Jahresabschluss der 
Münchner Stadtentwässerung für das Wirtschaftsjahr 2020 
festgestellt. Der Jahresgewinn beträgt 9.728.398,29 €. Nach 
Beschluss des Stadtrates wird der Betrag von 9.728.398,29 € 
für die Einstellung in die allgemeine Rücklage verwendet.

München, 23. März 2022

gez. Dieter Reiter	 gez. Florian Schnabel
Oberbürgermeister	 Stellv. der Referentin
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Der Jahresabschluss und der Lagebericht der Münchner 
Stadtentwässerung liegen in der Zeit vom 21.06.2022 bis 
29.06.2022, jeweils von 9.00 bis 17.00 Uhr, am Freitag von 
8.00 bis 12.00 Uhr, in der Friedenstraße 40, Zimmer 5.320, 
81671 München zur Einsicht auf.

Die LH München beabsichtigt, die Trägerschaft  
zum Betrieb von Kindertageseinrichtungen  
(Modell der Kooperativen Ganztagsbildung) in städtischen 
Schulgebäuden an freigemeinnützige und sonstige 
Träger*innen zu übertragen:

Für die folgenden Standorte sind bedarfsgerechte Plätze im 
Grundschulalter zu schaffen:

–	� Kooperative Ganztagsbildung an der Staatlichen 
Grundschule Aubinger-Allee 152
Stadtbezirk Aubing-Lochhausen-Langwied (22)
5-zügige Grundschule
Neubau seit Schuljahr 2017/18 fertiggestellt, GS Inbetrieb-
nahme ab Schuljahr 2023/24, Schule im Aufbau (voraus-
sichtlich Start mit Kindern aus der 1. und 2. Jahrgangsstufe)
gebaut nach Münchner Lernhaus
Versorgungsküche gebaut für Verpflegungssystem 
Cook&Chill, Mensa vorhanden
Mitversorgung aller Kinder bis zu maximal 550 
Essensteilnehmer*innen am Standort ist sicherzustellen

–	� Kooperative Ganztagsbildung an der Staatlichen 
Grundschule Karl-Marx-Ring 63
Stadtbezirk Ramersdorf-Perlach (16)
5-zügige Grundschule
Neu-Ersatzbau inkl. Erweiterung Inbetriebnahme geplant 
lll/2023
gebaut nach Münchner Lernhaus
Kooperative Ganztagsbildung voraussichtlich im Aufbau mit 
Start 1. Jahrgangsstufe
Versorgungsküche gebaut für Verpflegungssystem 
Cook&Serve, Mensa vorhanden 
Mitversorgung aller Kinder bis zu maximal 550 
Essensteilnehmer*innen am Standort ist sicherzustellen

Grundsätzlich müssen alle am Standort ansässigen Institutio-
nen über die Versorgungsküche mit verpflegt werden.

Mit dem Hintergrund eines möglichen Rechtsanspruches auf 
Grundschulkindbetreuung ab August 2026 steht die LH Mün-
chen in der Verantwortung, ganztägige Bildungs- und Betreu-
ungsangebote für Grundschulkinder auszubauen. Daher sol-
len Münchner Schulkinder sukzessive eine Garantie für eine 
Ganztagsbetreuung an ihrer Grundschule erhalten.

Wir bitten um Beachtung folgender, aktuell gültiger Bedingun-
gen:

	– In der jeweiligen Kindertageseinrichtung findet die aktuelle 
Satzung über den Besuch der Kinderkrippen und Häuser 
für Kinder, Kindergärten und Horte der LH München (Kin-
dertageseinrichtungssatzung) Anwendung. Die jeweils gülti-
ge Benutzungssatzung modifiziert durch die jeweils gültige 
Verwaltungsrichtlinie der LH München muss von den 
Träger*innen entsprechend den diesbezüglichen Vorgaben 
der LH München angewandt werden.

	– Die Überlassung erfolgt auf unbestimmte Zeit. Die Träger*in
nen schließen mit der LH München einen Überlassungsver-
trag ab. Die LH München überlässt den Träger*innen, die in 
dem Überlassungsvertrag vereinbarten Räume und Neben-

räume teilweise in gemeinschaftlicher zweckgemäßer Nut-
zung mit der Schule bzw. teilweise zur alleinigen Nutzung.

	– Bei der Bewerbung ist im Finanzplan eine Auslastung von 
80 % der Kinder (bezogen auf die zu erwartende Kinder-
zahl), eine Fachkraftquote von maximal 70 % und eine rea-
listische Verteilung auf die buchbare rhythmisierte und  
flexible Variante darzustellen. Bitte achten Sie auf eine 
transparente und nachvollziehbare Berechnung.

	– Die Räumlichkeiten, Einrichtungen, Ausstattungen und  
Serviceleistungen werden den Träger*innen grundsätzlich 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt, soweit vom jeweils gel-
tenden städtischen Standard umfasst. Diese Sachleistun-
gen im Sinne des Art. 22 Satz 3 BayKiBiG können auf 
Grundlage der Kooperationsvereinbarung über die „Koope-
rative Ganztagsbildung“ an Grundschulen und des Überlas-
sungsvertrages mit den jeweiligen Träger*innen auf den 
kommunalen Anteil der kindbezogenen Betriebskostenför-
derung angerechnet werden. Sie beziehen sich ausschließ-
lich auf anrechnungsfähige Kosten, die nicht bereits durch 
die staatliche Investitionskostenförderung erfasst wurden 
(vgl. Beschluss der Vollversammlung des Stadtrats vom 
10.04.2019, Sitzungsvorlage Nr. 14-20 / V 14058).

	– Die Träger*innen dürfen keine Reduzierung bestehender 
Plätze in ihren Kindertageseinrichtungen im weiteren Um-
feld (Stadtteil bzw. benachbarte Stadtteile) vornehmen,  
welche nicht durch die Einführung der Kooperativen Ganz-
tagsbildung obsolet werden. 
Die Deckung des Betreuungsbedarfs im Schulsprengel 
muss gewährleistet sein.

	– Eine Bewerbung als Trägerverbund (mehrere kleine Träger*in
nen) ist möglich.

Bei erfolgreicher Bewerbung verpflichten sich die Träger*in
nen zur Durchführung der Einschreibung (voraussichtlich im 
März 2023).
Falls Sie Interesse an einer Bewerbung haben, bitten wir Sie, 
Ihre Interessenbekundung, bitte bis spätestens 04.07.2022, 
entweder per E-Mail an a4.tav.koga@muenchen.de oder  
postalisch an LH München, Referat für Bildung und Sport, 
Grund-, Mittel-, Förderschulen und Tagesheime (RBS-A-4), 
Trägerauswahlverfahren KoGa, Bayerstraße 28, 80335 Mün-
chen zu senden. Es gilt das Datum des Eingangs bei der  
LH München.
Zur Sicherstellung einer fristgerechten Abgabe sowohl der In-
teressenbekundung als auch der Bewerbungsunterlagen dient 
der Sonderbriefkasten Rathaus München am Marienplatz 8. 
(Bis 24:00 Uhr wird der Eingang tagesgenau abgestempelt.)

Bitte denken Sie bei Abgabe Ihrer Interessenbekundung  
daran, Ihre aktuelle E-Mail-Adresse anzugeben. Sie erhalten 
dann die Bewerbungsformulare per E-Mail. 

Für die Bewerbung sind ausschließlich die zugesendeten  
vorgegebenen Unterlagen zu verwenden. 

Die Bewerbungsformulare beinhalten: 
1. Vorblatt zur Bewerbung
2. mehrseitiges Bewerbungsformular

Ausschlusskriterien:
1. Ausschlusskriterium 
Nichteinhaltung der Frist des Eingangs der Interessenbekun-
dung gemäß Veröffentlichung
2. Ausschlusskriterium 
Nichteinhaltung der Frist des Eingangs bzw. der formalen  
Bewerbungsvoraussetzungen
3. Ausschlusskriterium
Nichtdarstellung der geforderten Inhalte der Anlage 1 des 



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 17/2022

323

Stadtratsbeschluss Nr. 14-20 / V 16675 vom 05.11.2019 insbe-
sondere Punkt 2.2 bei nicht ausreichender Darstellung, dass 
die Träger*innen dauerhaft die der Fördervoraussetzungen 
nach dem BayKiBiG (einschließlich Betriebserlaubnis etc.) mit 
den Besonderheiten, die im Rahmen der Experimentierklau-
sel, Art. 31 BayKiBiG, jeweils mit dem Freistaat Bayern verein-
bart sind, voll erfüllt sowie bei Nichteinhaltung der Vorgaben 
durch die jeweils gültige Fassung des Eckpunktepapiers und 
der Kooperationsvereinbarung für das Modell der Kooperati-
ven Ganztagsbildung

4. Ausschlusskriterium
Nichterreichung von mindestens 7,0 Punkten (gilt nicht für den 
Finanzplan) bei der Bewertung nach den vorgegebenen Aus-
wahlkriterien in jedem Teil des Auswahlverfahrens

Die vollständige Bewerbung muss bis spätestens 02.08.2022 
bei der LH München, Referat für Bildung und Sport, Grund-, 
Mittel-, Förderschulen und Tagesheime (RBS-A-4), Trägeraus-
wahlverfahren KoGa, Bayerstraße 28, 80335 München in der 
genannten Form in Papier und unterschrieben per Post einge-
gangen sein. Es gilt das Datum des Eingangs. 
Alle Kosten, die im Zuge dieser Bewerbung entstehen, sind 
von den Bewerber*innen zu tragen und in keinem Fall erstat-
tungsfähig.

Folgende Kriterien und Gewichtungen werden für die Bewer-
tung der Bewerbung zugrunde gelegt:
	– Pädagogische Inhalte unter Berücksichtigung einer Muster-

kooperationsvereinbarung und dem Eckpunktepapier für 
die Kooperative Ganztagsbildung sowie des Bayerischen 
Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes (BayKiBiG) und 
ebenso unter Berücksichtigung der Bayerischen Leitlinien 
für die Bildung und Erziehung von Kindern bis zum Ende 
der Grundschulzeit (BayBL) (Gewichtung Faktor 1,5)

	– Querschnittsaufgaben (Gewichtung Faktor 1,5)
	– Gesundheitsorientierung und Gesundheitsmanagement, 

auch im Hinblick auf die Rhythmisierung  
(Gewichtung Faktor 1,0)

	– Sozialraumorientierung / Kooperation am Schulstandort 
(Gewichtung Faktor 1,5)

	– Erziehungs- und Bildungspartnerschaft mit Eltern  
(Gewichtung Faktor 1,0)

	– Organisationsstruktur (Mittagsversorgung), Raumnutzung 
und Qualitätssicherung, Personal  
(Gewichtung Faktor 0,75) 

	– Finanzplan (Art. 31 BayKiBiG, Experimentierklausel)  
(Gewichtung Faktor 0,5)

Die Zusagen erfolgen vorbehaltlich der entsprechenden Fort-
führung des Modellversuch „Kooperative Ganztagsbildung“ 
durch den Freistaat Bayern, der Förderfähigkeit nach BayKi-
BiG sowie im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haus-
haltsmittel der Landeshauptstadt München.

Das Staatliche Schulamt in der Landeshauptstadt München 
sowie das Sozialreferat der Landeshauptstadt München ha-
ben im Abstimmungsverfahren der Auswahlkommission eine 
beratende Rolle.

Bitte beachten Sie, dass es sich die LH München vorbehält, 
bei wesentlichen Veränderungen der Grundlagen tatsächli-
cher oder rechtlicher Art von den hier bekanntgemachten 
Rahmenbedingungen abzuweichen.

Für weitere Auskünfte zum Auswahlverfahren wenden Sie sich 
bitte an Tel. 089/233-83948 oder  
per E-Mail: a4.tav.koga@muenchen.de.
Für Auskünfte zur Fachplanung - für die ausgeschriebenen 
Einrichtungen - erreichen Sie die zuständige Bauherr*in bzw. 
Objektverantwortliche*n der Abteilung Zentrales Immobilien-
management im Referat für Bildung und Sport telefonisch  

unter: 
089/233-83760 (GS Aubinger-Allee)
089/233-83616 (GS Karl-Marx-Ring)

München, 03. Juni 2022	 Referat für Bildung und Sport
		�  Grund-, Mittel-, Förderschulen  

und Tagesheime
		  RBS-A-4
		  Trägerauswahlverfahren KoGa
Florian Kraus
Stadtschulrat

Bürgerversammlung des
12. Stadtbezirkes – Schwabing-Freimann
Bezirksteil Schwabing
am 12.07.2022

In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 12 – Schwabing-
Freimann teile ich mit, dass am Dienstag, den 12.07.2022 um 
19.00 Uhr in der Dreifachhalle der Grundschule am Bauhaus-
platz, Bauhausplatz 9, 80807 München, die Bürgerversamm-
lung des 12. Stadtbezirkes – Schwabing-Freimann, Bezirksteil 
Schwabing stattfindet.

Die Leitung der Bürgerversammlung wird  
Frau Stadträtin Anne Hübner übernehmen.

Dieter Reiter
Oberbürgermeister

Bürgerversammlung des
11. Stadtbezirkes – Milbertshofen-Am Hart
am 13.07.2022

In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 11 – Milbertshofen-
Am Hart teile ich mit, dass am Mittwoch, den 13.07.2022 um 
19.00 Uhr im Kulturhaus Milbertshofen, Curt-Mezger-Platz 1, 
80809 München, die Bürgerversammlung des 11. Stadtbezir-
kes – Milbertshofen-Am Hart, stattfindet.

Die Leitung der Bürgerversammlung wird  
Frau Stadträtin Dr. Evelyne Menges übernehmen.

Dieter Reiter
Oberbürgermeister

Bürgerversammlung des
17. Stadtbezirkes – Obergiesing-Fasangarten
am 14.07.2022

In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 17 – Obergiesing-
Fasangarten teile ich mit, dass am Donnerstag, den 14.07.2022 
um 19.00 Uhr in der Aula des Anton-Fingerle-Zentrums, 
Schlierseestraße 47, 81539 München, die Bürgerversammlung 
des 17. Stadtbezirkes – Obergiesing-Fasangarten, stattfindet.

Die Leitung der Bürgerversammlung wird  
Frau Stadträtin Dr. Evelyne Menges übernehmen.

Dieter Reiter
Oberbürgermeister
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Bürgerversammlung des 
16. Stadtbezirkes Ramersdorf-Perlach,
Bezirksteil Ramersdorf 
am 21.07.2022 

In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 16 – Ramersdorf-
Perlach teile ich mit, dass am Donnerstag, den 21.07.2022 um 
19.00 Uhr in der Dreifachturnhalle der Werner-von-Siemens-
Realschule, Quiddestraße 4, 81735 München, die Bürger
versammlung des 16. Stadtbezirkes – Ramersdorf-Perlach, 
Bezirksteil Ramersdorf stattfindet.

Die Leitung der Bürgerversammlung wird  
Herr Stadtrat Manuel Pretzl übernehmen.

Dieter Reiter
Oberbürgermeister

Satzung zur Änderung der Satzung der Landeshauptstadt 
München über die Gebühren für den Besuch der städti-
schen Kinderkrippen, Häuser für Kinder, Kindergärten, 
Horte und Tagesheime (Kindertageseinrichtungsgebühren-
satzung)

vom 7. Juni 2022

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 1, 2 
Abs. 1 und Art. 8 Abs. 1 Satz 1 des Kommunalabgabengeset-
zes (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 04.04.1993 
(GVBl. S. 264, BayRS 2024-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 10.12.2021 (GVBl.S. 638), folgende Satzung: 

§ 1 
Die Satzung der Landeshauptstadt München über die Gebüh-
ren für den Besuch der städtischen Kinderkrippen, Häuser für 
Kinder, Kindergärten, Horte und Tagesheime (Kindertagesein-
richtungsgebührensatzung) vom 12.07.2019 (MüABl. S. 298), 
geändert mit Satzung 20.08.2020 (MüABl. S.486), wird wie 
folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:

a)	� In Absatz 2 Ziffer 1 wird die Zahl „3,55“ durch die Zahl 
„4,05“ ersetzt.

b)	�In Absatz 2 Ziffer 2 wird die Zahl „3,85“ durch die Zahl 
„4,35“ ersetzt.

c)	� In Absatz 3 Ziffer 1 Buchstabe a) wird die Zahl „4,25“ 
durch die Zahl „4,75“ ersetzt.

d)	�In Absatz 3 Ziffer 1 Buchstabe b) wird die Zahl „4,45“ 
durch die Zahl „4,95“ ersetzt.

e)	� In Absatz 3 Ziffer 2 wird die Zahl „3,75“ durch die Zahl 
„4,25“ ersetzt.

f)	� In Absatz 3 Ziffer 3 wird die Zahl „3,95“ durch die Zahl 
„4,45“ ersetzt.

2. § 4 wird wie folgt geändert:

a)	� Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst: „§ 4 Gebühren
schuldner*innen“

b)	�In Satz 1 wird das Wort „Schuldner“ durch das Wort 
„Schuldner*innen“ ersetzt und nach dem Wort „durch“ 
wird das Wort „die“ eingefügt. Das Wort „Gesamtschuld-
ner“ wird durch das Wort „Gesamtschuldner*innen“ er-
setzt.

c)	� In Satz 2 werden die Worte „einer bzw. einem“ ersetzt 
durch das Wort „einer*einem“ und die Worte „diese bzw. 
dieser“ ersetzt durch das Wort „diese*r“.

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) �In Absatz 1 Satz 1 und Satz 3 wird jeweils das Wort  
„Gebührenschuldner“ durch das Wort 
„Gebührenschuldner*innen“ ersetzt.

b) �In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „dass ein Gebühren-
schuldner“ ersetzt durch die Wörter „dass ein*e 
Gebührenschuldner*in“ und die Wörter „oder wenn ein 
Gebührenschuldner“ werden ersetzt durch die Wörter 
„oder wenn ein*eine Gebührenschuldner*in“. 

c) �In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „Gebührenschuldner 
Bewohnerinnen bzw. Bewohner“ ersetzt durch die Wörter 
„Gebührenschuldner*innen Bewohner*innen“.

d) �In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Antragsteller“ ersetzt 
durch das Wort „Antragsteller*innen“.

e) �In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „Gebührenschuldnern“ 
ersetzt durch das Wort „Gebührenschuldner*innen“.

f) �In Absatz 5 Satz 2 und Satz 4 wird jeweils das Wort  
„Gebührenschuldner“ durch das Wort „Gebührenschuld
ner*innen“ ersetzt. 

4. § 6 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a) �In § 6 Absatz 1 Ziffer 4 Satz 1 wird das Wort „Betreuungs-

geld“ durch das Wort „Familiengeld“ ersetzt.
b) �In § 6 Absatz 1 Ziffer 4 Satz 2 wird „sowie das Landes

erziehungsgeld“ gestrichen.

5. In § 11 Absatz 1 Satz 4 und Absatz 2 Satz 5 und in § 12 
Satz 5 wird jeweils das Wort „Gebührenschuldner“ durch das 
Wort „Gebührenschuldner*innen“ ersetzt.

6. § 13 wird gestrichen.

7. Der bisherige § 14 wird zu § 13.

§ 2
Diese Satzung tritt am 31. August 2022 in Kraft. 

Der Stadtrat hat die Satzung am 18.05.2022 beschlossen.

München, 7. Juni 2022	 I.V.
		  Verena Dietl
		  3. Bürgermeisterin

Satzung zur Änderung der Satzung über den Besuch der 
städtischen Kinderkrippen, Häuser für Kinder, Kindergär-
ten und Horte der Landeshauptstadt München (Kinderta-
geseinrichtungssatzung) 

vom 7. Juni 2022

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
und 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 09.03.2021 (GVBl. S. 74), folgende Satzung: 

§ 1 

Die Satzung zur Änderung der Satzung über den Besuch der 
städtischen Kinderkrippen, Häuser für Kinder, Kindergärten 
und Horte der Landeshauptstadt München (Kindertagesein-
richtungssatzung) vom 21.04.2017 (MüABl. S. 181), zuletzt ge-
ändert durch Satzung vom 22.01.2020 (MüABl. S. 65), wird 
wie folgt geändert:
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1. § 1 wird wie folgt geändert:
a)	� In Absatz 4 werden nach dem Wort „betreut“ folgende 

Worte eingefügt: „; der Betreuungszeitraum schließt über 
das Ende der vierten Jahrgangsstufe hinaus auch noch 
den unmittelbar anschließenden Monat August ein“.

b)	��Absatz 6 Satz 1 Ziffer 3 wird wie folgt neu gefasst: 
„3. Altersbereich Schulkinder (Hort) für schulpflichtige Kin-
der der Jahrgangsstufen eins bis vier ab dem Beginn des 
Monats der Aufnahme des Unterrichts; der Betreuungs-
zeitraum schließt über das Ende der vierten Jahrgangs
stufe hinaus auch noch den unmittelbar anschließenden  
Monat August ein.“

c) 	�In Absatz 6 Satz 5 wird „Nutzerkreis“ ersetzt durch 
„Nutzer*innenkreis“.

d)	�In Absatz 11 wird „Heimerzieherinnen/Heimerzieher“ ersetzt 
durch „Heimerzieher*innen“.

2. �In § 2 Absatz 7 Satz 4 werden die Worte „als Kurzzeitbucher“ 
ersetzt durch die Worte „für Kurzzeitbuchungen“.

3. § 4 wird wie folgt geändert:
a)	� In Absatz 1 Satz 3 wird „einer oder einem“ ersetzt durch 

“einer*einem“ und „diese bzw. dieser“ wird ersetzt durch 
„diese*r“.

b)	�In Absatz 1 Satz 6 werden die Worte „ein dort lebender 
Erwachsener“ ersetzt durch die Worte „eine dort lebende 
Person“.

c)	 �In § 4 Absatz 1 Ziffer 1 Satz 8 wird „die/der Personensorge-
berechtigte“ ersetzt durch „die*der Personensorgeberech-
tigte“.

4. �In § 5 Absatz 3 Satz 5 wird „Nutzeraccount“ durch „Nutzer
*innenaccount“ ersetzt.

5. § 6 wird wie folgt geändert:
a)	� In Absatz 2 Satz 2 wird „Nutzerkreis“ ersetzt durch 

„Nutzer*innenkreis“. 
b)	�In Absatz 5 Satz 1 werden die Worte „zum Ende“ ersetzt 

durch „zum Ablauf“.
c)	� In Absatz 5 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Eine Abmeldung zum Ende des Kalendermonats Juli ist 
nicht möglich, der Besuch endet mit Ablauf des Monats 
August.“

6. �In § 7 Absatz 4 Satz 1 wird „der bzw. dem“ ersetzt durch 
„der*dem“.

7. �In § 8 Absatz 1 Ziffer 1 Satz 2 und § 8 Absatz 1 Ziffer 2 Satz 
2 wird jeweils das Wort „Eltern“ ersetzt durch das Wort 
„Personensorgeberechtigten“.

§ 2
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

Der Stadtrat hat die Satzung am 18.05.2022 beschlossen.

München, 7. Juni 2022	 I.V.
		  Verena Dietl
		  3. Bürgermeisterin

Satzung zur Änderung der Satzung über den Besuch der 
Tagesheime der Landeshauptstadt München  
(Tagesheimsatzung) 

vom 7. Juni 2022

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
und 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 09.03.2021 (GVBl. S. 74), folgende Sat-
zung: 

§ 1 

Die Satzung über den Besuch der Tagesheime der Landes-
hauptstadt München (Tagesheimsatzung) vom 21.04.2017 
(MüABl. S. 186), zuletzt geändert durch Satzung vom 
12.07.2019 (MüABl. S.302), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:
a)	�� Dem Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Der Nutzungszeitraum nach Satz 1 endet jeweils erst mit 
dem Ende des in unmittelbarem Anschluss an die zuletzt 
besuchte Jahrgangsstufe folgenden Monats August, d.h. 
dem Ende des Kindertageseinrichtungsjahres.“

b)	�In Absatz 7 werden die Wörter „Heimerzieherinnen bzw. 
Heimerzieher“ ersetzt durch das Wort „Heimerzieher*in
nen“.

2. �In § 2 Absatz 5 Satz 3 werden die Wörter „als Kurzzeit
bucher“ ersetzt durch die Wörter „für Kurzzeitbuchungen“.

3. § 4 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a)	� In Satz 1 werden die Wörter „einer bzw. einem“ ersetzt 

durch das Wort „einer*einem“ und die Wörter „diese bzw. 
dieser“ werden ersetzt durch das Wort „diese*r“.

b)	�In Ziffer 2 Satz 4 werden die Wörter „bei zwei Personen-
sorgeberechtigten die/der Personensorgeberechtigte“ er-
setzt durch die Wörter „bei zwei Personensorgeberechtig-
ten die*der Personensorgeberechtigte“.

4.	�In § 5 Absatz 3 Satz 5 wird das Wort „Nutzeraccount“ 
durch das Wort „Nutzer*innenaccount“ ersetzt.

5. § 6 wird wie folgt geändert:
a)	� In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Nutzerkreis“ ersetzt 

durch das Wort „Nutzer*innenkreis“. 
b) Absatz 2 Satz 3 wird gestrichen.
c)	� In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „zum Ende“ ersetzt 

durch „zum Ablauf“.
d)	��Dem Absatz 4 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Eine Abmeldung zum Ablauf des Kalendermonats Juli ist 
nicht möglich, der Besuch endet mit Ablauf des Monats 
August.“

6. �In § 7 Absatz 5 Satz 1 werden die Worte „der bzw. dem“ 
'ersetzt durch das Wort „der*dem“.

7. § 8 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:
„Wenn nicht im Hauskonzept mit Zustimmung des RBS-A-4 
eine anderweitige Reglung getroffen wurde, gelten für die  
Tagesheime die in Satz 2 und Satz 3 genannten Regelungen.
Die Öffnungszeit beträgt in der Schulzeit von Montag bis 
Donnerstag 11.00 Uhr bis 17.30 Uhr und am Freitag von 
11.00 Uhr bis 16.30 Uhr, in der Ferienzeit von Montag bis 
Donnerstag von 08.00 Uhr bis 17.00 Uhr und am Freitag von 
8.00 Uhr bis 16.30 Uhr. 
Bei von den Personensorgeberechtigten geltend gemachtem 
Bedarf kann die Einrichtung während der Schulzeit Montag 
bis Freitag von 7.00 Uhr bis 8.00 Uhr und dann ab 11.00 Uhr 
am Montag bis Donnerstag bis spätestens 18.00 Uhr und am 
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Freitag bis spätestens 17.00 Uhr, während der Ferienzeit 
Montag bis Freitag frühestens ab 07.00 Uhr und Montag bis 
Donnerstag spätestens bis 18.00 Uhr, Freitag bis 17.00 Uhr, 
geöffnet sein.“

8. �In § 11 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „mit den Erziehe-
rinnen und den Erziehern“ ersetzt durch die Wörter „mit 
den Erzieher*innen“.

§ 2
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

Der Stadtrat hat die Satzung am 18.05.2022 beschlossen.

München, 7. Juni 2022	 I.V.
		  Verena Dietl
		  3. Bürgermeisterin

Nichtamtlicher Teil

Kontakte der Referate und des Direktoriums

Baureferat
Leitung: Rosemarie Hingerl
Friedenstraße 40, 81671 München
baureferat@muenchen.de

Gesundheitsreferat
Leitung: Beatrix Zurek
Bayerstraße 28a, 80335 München
r.gsr@muenchen.de

Kommunalreferat
Leitung: Kristina Frank
Denisstraße 2, 80335 München 
kommunalreferat@muenchen.de

Kreisverwaltungsreferat
Leitung: Dr. Thomas Böhle
Ruppertstraße 19, 80466 München
kreisverwaltungsreferat@muenchen.de

Kulturreferat
Leitung: Anton Biebl
Burgstraße 4, 80331 München
kulturreferat@muenchen.de

Mobilitätsreferat
Leitung: Georg Dunkel
Implerstraße 7-9, 81371 München
mobilitaetsreferat@muenchen.de

Personal- und Organisationsreferat
Leitung: Dr. Alexander Dietrich
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
personal@muenchen.de

Referat für Arbeit und Wirtschaft
Leitung: Clemens Baumgärtner
Herzog-Wilhelm-Straße 15, 80331 München
wirtschaft@muenchen.de 

Referat für Klima- und Umweltschutz
Leitung: Christine Kugler
Bayerstraße 28a, 80335 München
r.rku@muenchen.de

Referat für Stadtplanung und Bauordnung
Leitung: Prof. Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk
Blumenstraße 28b, 80331 München
s.plan@muenchen.de

Referat für Bildung und Sport
Leitung: Florian Kraus
Bayerstraße 28, 80335 München
bildung-und-sport@muenchen.de

IT-Referat
Leitung: Thomas Bönig
Agnes-Pockels-Bogen 21, 80992 München
rit@muenchen.de

Sozialreferat
Leitung: Dorothee Schiwy
Orleansplatz 11, 81667 München
sozialreferat@muenchen.de
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Stadtkämmerei
Leitung: Christoph Frey
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
bdr.ska@muenchen.de

Direktorium
Leitung: Silvia Dichtl
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
direktorium@muenchen.de

Kontakte der Stadtpolitik

Stadtspitze

Oberbürgermeister Dieter Reiter
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.ob@muenchen.de 

Bürgermeisterin Katrin Habenschaden
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.bm2@muenchen.de

Bürgermeisterin Verena Dietl
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.bm3@muenchen.de

Stadtrat

Fraktion Die Grünen – Rosa Liste
Rathaus, Zimmer 339
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 20, Fax 233-9 26 84
gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de

Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER
Rathaus, Zimmer 249
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 50, Fax 233-9 27 47
csu-fw-fraktion@muenchen.de 

SPD/Volt-Fraktion
Rathaus, Zimmer 150
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 27, Fax 233-2 45 77
spd-rathaus@muenchen.de 

DIE LINKE./Die PARTEI Stadtratsfraktion
Rathaus, Zimmer 176
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-2 52 35, Fax 233-2 81 08
dielinke-diepartei@muenchen.de

FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion
Rathaus, Zimmer 218
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 45, Fax 233-2 04 36
fdpbayernpartei@muenchen.de

Fraktion ÖDP/München-Liste
Rathaus, Zimmer 118
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-2 69 22
oedp-ml-@muenchen.de 

AfD
Rathaus
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 30 64 75 68
info@afd-stadtrat-muenchen.de

Bezirksausschuss-Geschäftsstellen

Stadtbezirke 1 Altstadt – Lehel, 2 Ludwigsvorstadt – Isarvor-
stadt, 3 Maxvorstadt, 4 Schwabing-West, 12 Schwabing – 
Freimann
BA-Geschäftsstelle Mitte
Tal 13, 80331 München
Tel. 15 98 68 8-11, -22, -33, -44, -55, Fax 15 98 68 8-15
bag-mitte.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 6 Sendling, 7 Sendling – Westpark,
8 Schwanthalerhöhe, 18 Untergiesing – Harlaching, 19 Thal
kirchen – Obersendling – Forstenried – Fürstenried – Solln 
BA-Geschäftsstelle Süd
Meindlstraße 14, 81373 München
Tel: 233-3 38 80, -1, -2, -3, -9, Fax 233-3 38 85
bag-sued.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 20 Hadern, 21 Pasing – Obermenzing, 22 Aubing 
– Lochhausen – Langwied, 23 Allach – Untermenzing, 25 Laim
BA-Geschäftsstelle West
Bürgerzentrum Rathaus Pasing Landsberger Straße 486, 
81241 München
Tel. 233-3 72 -24, -30, 233- 3 73 5 -2, -3, -4, 233- 3 74 15,
Fax 233-3 73 56
bag-west.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 9 Neuhausen – Nymphenburg, 10 Moosach, 
11 Milbertshofen – Am Hart, 24 Feldmoching – Hasenbergl
BA-Geschäftsstelle Nord
Hanauer Str. 1, 80992 München
Tel. 233-28562, 28067, 28429
bag-nord.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 5 Au – Haidhausen, 13 Bogenhausen, 14 Berg 
am Laim, 15 Trudering – Riem, 16 Ramersdorf – Perlach, 
17 Obergiesing – Fasangarten 
BA-Geschäftsstelle Ost
Friedenstraße 40, 81660 München
Tel. 233-61 48 -0, -1, -2, -3, -4, -6, 233-6 14 90,
Fax 233-6 14 85
bag-ost.dir@muenchen.de  

Zentrale Informationsquellen der Stadt München 

Internetangebot
muenchen.de/rathaus – unter dieser Adresse finden interes-
sierte Bürgerinnen und Bürger alle Leistungen, Angebote, 
Ämter und Behörden der Stadtverwaltung im Internet.
Unter dem Begriff „Dienstleistungsfinder“ gibt es auch einen 
Online-Service für die am meisten nachgefragten Leistungen 
der städtischen Behörden. Hier erhält man Informationen zu 
Adressen, Erreichbarkeit, Antragsformularen, Hinweise zu be-
nötigten Unterlagen und Gebühren. Die direkte Adresse lautet 
muenchen.de/dienstleistungsfinder

Online-Services der Stadtverwaltung
Über 100 Dienstleistungen, die Sie bereits online erledigen 
können, finden Sie auch unter muenchen.de/onlineservices

Die Behördennummer 115
Mit einer leicht zu merkenden Rufnummer erhalten Bürgerin-
nen und Bürger einen direkten Draht zur Verwaltung. Wird 
eine Frage wie z.B. zum Wohnsitz anmelden, Ausweis bean-
tragen oder Fahrzeug ummelden, gestellt, beantworten die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Service Centers der 
Landeshauptstadt München gerne Ihre Anliegen. Die 115 ist 
von Montag bis Freitag von 8 bis 18 Uhr erreichbar.
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Stellenausschreibungen der Stadt München
Informationen zur Stadt München als Arbeitgeberin sowie zu 
Stellenausschreibungen der Landeshauptstadt finden Sie  
unter muenchen.de/karriere

„Die Stadt informiert“
Wissenswertes zu aktuellen Themen der Stadt finden Sie  
unter stadtinfo.muenchen.de

Das „Münchner Stadtrecht“
Eine Sammlung der vom Stadtrat der Landeshauptstadt  
München erlassenen Satzungen und Verordnungen ist zu  
finden unter muenchen.de/stadtrecht

Elektronische Vergabeplattform der Stadt München
Seit 2018 werden EU-Ausschreibungen der Landeshauptstadt 
München nur noch elektronisch über die eVergabe-Plattform 
unter vergabe.muenchen.de veröffentlicht inklusive der ge-
samten Kommunikation mit Ihnen. Weitere Informationen un-
ter muenchen.de/ausschreibungen

Kartendienst der Münchner Stadtverwaltung
München GeoPortal ist die zentrale Plattform für Themenkarten 
der Stadt München. Hier finden Sie u.a. den Amtlichen Stadt-
plan, die Bebauungspläne oder den Radlstadtplan. Neben den 
interaktiven Karten finden Sie zu den jeweiligen Themen auch 
Internetseiten mit weiterführenden Informationen.  
GeoPortal München ist erreichbar unter geoportal.muenchen.de 

Social Media Register
Eine Auflistung des Angebots der Stadt München und ihrer 
Einrichtungen im Bereich Social Media finden Sie unter 
muenchen.de/social-media-register 

Stadt-Information im Rathaus
In der Stadt-Information im Rathaus erhalten Sie Prospekte, 
Informationsmaterial und Formulare zu unterschiedlichen The-
men. Die Mitarbeiter*innen stehen mit Rat und Hilfeleistung zur 
Verfügung. Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 10 bis 18 Uhr, 
Samstag 10 bis 16 Uhr. Telefon 22 23 24 oder Mail an  
stadtinformation@muenchen.de

München Handbuch
Antworten zu allen wichtigen Fragen an die Stadtverwaltung 
liefert das München-Handbuch. Von der Abfallberatung bis 
zum Zweckentfremdungsverbot bietet es ein breites Angebot 
städtischer Dienstleistungen übersichtlich aufbereitet mit  
Adressen, Öffnungszeiten und Beratungsmöglichkeiten. Die 
266 Seiten starke Broschüre gibt es kostenlos in der  
Stadt-Information im Rathaus.

Rathaus Umschau
Die Rathaus Umschau ist der offizielle Pressedienst der  
Stadt München. Sie erscheint jeden Werktag ab 12 Uhr unter  
ru.muenchen.de und kann als Mail-Newsletter sowie als 
Push-Nachricht abonniert werden unter muenchen.de/ru-abo

Weitere Newsletter der Stadt München sowie von 
muenchen.de sind zu finden unter muenchen.de/newsletter

Ratsinformationssystem
Was macht der Münchner Stadtrat? Darüber informiert Sie 
RIS, das RatsInformationsSystem der Stadt München. RIS 
stellt unter der Adresse risi.muenchen.de Ihnen die Anträge, 
Anfragen sowie die öffentlichen Vorlagen und Beschlüsse zur 
Verfügung, mit denen sich der Münchner Stadtrat befasst.

Vollversammlungen des Stadtrats live im Internet
Unter der Adresse muenchen.de/stadtrat-live können Interes-
sierte die Vollversammlungen des Stadtrats live im Internet 
mitverfolgen. Auf der Seite finden sich auch die Links zur je-
weiligen Tagesordnung sowie zu den Sitzungsprotokollen.


